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Sachgebiet 402 


Gesetzentwurf 

des Bundesrates 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung mietprelsrechtlicher 
Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und im Landkreis München 
sowie in der Freien und Hansestadt Hamburg 

A. Zielsetzung 

In Hamburg und München endet die Mietpreisbindung am 
31. Dezember 1974 gemäß Artikel 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung mietpreisrechtlicher Vorschriften in der kreisfreien 
Stadt München und im Landkreis München sowie in der Freien 
und Hansestadt Hamburg vom 30. Oktober 1972. Es besteht 
dort nach wie vor eine Mangellage vor allem an preisgünstigen 
Wohnungen. Nach Wegfall der Mietpreisbindung Ende dieses 
Jahres ist zu befürchten, daß das Mietenniveau für Altbauwoh- 
nungen und steuerbegünstigte Neubauwohnungen unangemes- 
sen angehoben wird. Schon jetzt läßt das Verhalten einer Reihe 
von Vermietern erkennen, daß sie die Mieten erheblich zu er- 
höhen beabsichtigen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Mietpreisbindung für Altbau- 
wohnungen in der kreisfreien Stadt München und im Landkreis 
München sowie in der Freien und Hansestadt Hamburg bis zum 
31. Dezember 1977 beizubehalten. Für den Zeitraum der Ver- 
längerung der Preisbindung ist in Anbetracht der weiter ge- 
stiegenen Hausbewirtschaftungskosten eine Erhöhung der 
Grundmiete für den preisgebundenen Altwohnraum von 15 v. H. 
ab 1. Januar 1975 notwendig. 


C. Alternativen 

1. Gesetzentwurf der Abgeordneten Geisenhofer, Dr. Riedl 
(München), Schmidhuber, Dr. Wittmann (München), Dr. 
Kreile, Dr. Müller (München), Dr. Probst, Hödierl, Orgaß, 
Damm, Rollmann und Genossen 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung mietpreisrecht- 
lieber Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und im 
Landkreis München sowie in der Freien und Hansestadt Ham- 
burg 

— Drucksache 7/1576 — 

2. Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Schöfberger, Schmidt 
(München), Bredl, Marschall, Vahlberg, Frau Dr. Riedel- 
Martiny, Staak (Hamburg), Dr. Apel, Pawelczyk, Glombig, 
Engelhard, Frau Schuchardt und Genossen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung mietpreisrecht- 
licher Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und im 
Landkreis München sowie in der Freien und Hansestadt Ham- 
burg 

— Drucksache 7/1671 — 


D. Kosten 

Infolge der zulässigen Mietpreiserhöhung können sich Mehr- 
ausgaben im Bereich des Wohngeldes ergeben, die jedoch höher 
wären, wenn die Mietpreisbindung freigegeben würde. 
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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 9. Mai 1974 

Der Bundeskanzler 
1/4 (III/3) — 843 01 — Mi 9/74 


An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 404. Sitzung am 5. April 1974 beschlossenen Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung mietpreisrechtlicher Vorschriften in der kreis- 
freien Stadt München und im Landkreis München sowie in der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. Ich bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als An- 
lage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Bundesminister des Auswärtigen 

Mit der Wahrnehmung der Geschäfte des Bundeskanzlers beauftragt 

Scheel 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung mietpreisrechtiicher 
Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und im Landkreis München 
sowie in der Freien und Hansestadt Hamburg 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 

Das Zweite Bundesmietengesetz vom 23. Juni I960' 
(Bundesgesetzbl. I S. 389), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung mietpreisrechtlicher 
Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und 
im Landkreis München sowie in der Freien und 
Hansestadt Hamburg vom 30. Oktober 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2054), wird wie folgt geändert: 


§ 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18 

(1) Dieses Gesetz tritt in der kreisfreien Stadt 
München und im Landkreis München (Gebietsstand 
bis zum 30. Juni 1972) sowie in der Freien und 
Hansestadt Hamburg mit Ablauf des 31. Dezember 
1977 außer Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. das Erste Bundesmietengesetz; 

2. das Dritte, das Vierte, das Siebente, das Neunte 
und das Zehnte Bundesmietengesetz; 

3. die mietpreisrechtlichen Vorschriften des Ersten 
und des Zweiten Wohnungsbaugesetzes mit Aus- 
nahme der §§ 72, 87 a, 88 b, 111 und 115 a des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes; 

4. die Altbaumietenverordnung vom 23. Juli 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 549), zuletzt geändert durch 
das Wohnungsbauänderungsgesetz 1'973 vom 
21. Dezember 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1970); 

5. sonstige mietpreisrechtliche Vorschriften, soweit 
sie bis zu dem nach Satz 1 maßgebenden Zeit- 
punkt noch gelten. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes zur Sicherung 
der Zweckbestimmung von Sozialwohnungen (Woh- 
nungsbindungsgesetz — WoBindG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Januar 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 137) und der Neubaumietenverordnung 
1970 (NMV 1970) vom 14. Dezember 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1660), geändert durch die Verordnung 
zur Änderung berechnungsrechtlicher und mietpreis- 
rechtlicher Vorschriften vom 26. Mai 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 857), bleiben unberührt.“ 


Artikel 2 

Zehntes Bundesmietengesetz 
§ 1 

Mieterhöhung 

(1) In der kreisfreien Stadt München und im 
Landkreis München (Gebietsstand bis zum 30. Juni 
1972) sowie in der Freien und Hansestadt Hamburg 
darf bei preisgebundenem Wohnraum, der bis zum 
20. Juni 1948 bezugsfertig geworden ist, die am 
31. Dezember 1974 preisrechtlich zulässige monat- 
liche Grundmiete vom 1. Januar 1975 an um 15 vom 
Hundert erhöht werden. Der Vermieter kann die auf 
die Mieterhöhung gerichtete Erklärung vom 1. Ja- 
nuar 1975 an abgeben. 

(2) Grundmiete im Sinn des Absatzes 1 ist die 
preisrechtlich zulässige Miete nach dem Stand vom 
31. Dezember 1074 abzüglich folgender in ihr enthal- 
tener Beträge : 

1. Umlagen für Wasserverbrauch, 

2. Kosten des Betriebes der zentralen Heizungs- und 
Warmwasserversorgungsanlagen, 

3. Umlagen für laufende Mehrbelastungen seit dem 
1. April 1945, 

4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von Wohnraum zu an- 
deren als Wohnzwecken, 

6. Mieterhöhungen für Wertverbesserungen nach 
§ 12 der Altbaumietenverordnung. 

Die in Satz 1 genannten Beträge dürfen neben der 
nach Absatz 1 erhöhten Grundmiete erhoben wer- 
den. 

§ 2 

Mieterhöhung aufgrund einer Ertragsberechnung 

(1) Weist der Vermieter nach, daß die nach § 1 
erhöhte Grundmiete wesentlich unter der nach einer 
Ertragsberechnung errechneten Miete bleibt, so hat 
die Preisbehörde eine entsprechende Mieterhöhung 
zu genehmigen. Der Antrag kann vom 1. Januar 1975 
an gestellt werden. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechts Verordnung zur Ausführung des Absat- 
zes 1 Vorschriften zu erlassen über die Ertragsbe- 
rechnung und das Genehmigungsverfahren, insbe- 
sondere über 

a) die Ermittlung und Anerkennung der Kapital- 
und Bewirtschaftungskosten und die hierfür zu- 
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lässigen Ansätze einschließlich der Bewertung 
der Eigenleistung (laufende Aufwendungen) ; 

b) die Ermittlung und Anerkennung der den laufen- 
den Aufwendungen gegenüberzustellenden Er- 
träge; 

c) die Wohnflächenberechnung. 

§ 3 

Ausschluß von Mieterhöhungen 

Die §§ 1 und 2 gelten nicht 

1. für Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse offensichtlich nicht genügt, ins- 
besondere wegen ungenügender Licht- und Luft- 
zufuhr, wegen dauernder Feuchtigkeit oder we- 
gen unhygienischer oder unzureichender sanitä- 
rer Einrichtungen; 

2. für Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Barak- 
ken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissenhütten 
und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte sowie 
für Wohnraum, dessen weitere Benutzung aus 
bauordnungsrechtlichen Gründen oder aufgrund 
von Anordnungen der Wohnungsaufsicht und 


Wohnungspflege wegen baulicher oder sonstiger 
Mängel untersagt ist. 

§ 4 

Entsprechende Anwendung 

Die §§ 8 bis 11 und 12 Abs. 1 Satz 1 des Dritten 
Bundesmietengesetzes vom 24. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 969, 971), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Fortführung des sozialen Wohnungsbaues 
(Wohnungsbauänderungsgesetz 1 968 — ^ WoBauÄndG 
1968) (Bundesgesetzbl. I S. 821, 828), gelten entspre- 
chend. 

Artikels 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 

In Hamburg und München endet die Mietpreisbin- 
dung am 31. Dezember 1974 nach Artikel 1 des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung mietpreisrechtlicher Vor- 
schriften in der kreisfreien Stadt München und im 
Landkreis München sowie in der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg vom 30. Oktober 1972. 

In Hamburg sind z. Z. rd. 300 000 Wohnungen preis- 
gebimden, und zwar etwa 200 000' Altbauwohnimgen 
und 100 000 steuerbegünstigte Neubauwohnungen. 

Die monatlichen Grundmieten bei preisgebundenen 
Altbauwohnungen liegen dort, je nach Alter und 
Ausstattung, in der Regel zwischen DM 1,60 und 
DM 3,20. 

Die Mieten von steuerbegünstigten Wohnungen, die 
der Preisbindung unterliegen, schwanken nach Alter 
der Wohnungen zwischen 5,00 DM und 6,50 DM je 
qm/Wohnfläche monatlich. Bei den in den letzten 
drei Jahren bezugsfertig gewordenen Wohncmgen 
sind die Mieten im Durchschnitt höher. 

In München unterliegen von rd. 175 OOOi Altbauwoh- 
nungen noch rd. 130 000 Wohnungen, ferner über 
100 000 steuerbegünstigte Neubauwohnungen der 
Mietpreisbindung. 

Die Mieten der preisgebundenen Altbauwohnungen 
schwanken dort ebenfalls je nach Ausstattung und 
Alter zwischen 1,60 DM und 3,20 DM. Die Mieten der 
preisgebundenen steuerbegünstigten Wohnungen 
schwanken zwischen 4,00 DM und 7,00 DM je qm/ 
Wohnfläche. Beim Münchener Amt für Wohnungs- 
wesen waren Ende 1973 fast zehntausend berechtigte 
Sozialwohnungssuchende vorgemerkt, davon über 
siebentausend Fälle in krassen Wohnungsnotstän- 
den. 

Nach Wegfall der Mietpreisbindung Ende dieses 
Jahres ist zu befürchten, daß das Mietniveau für Alt- 
bauwohnungen und für steuerbegünstigte Neubau- 
wohnungen unangemessen angehoben wird. Schon 
jetzt läßt das Verhalten einer Reihe von Vermietern 
erkennen, daß sie die Mieten erheblich zu erhöhen 
beabsichtigen. 

Die Gefahr unangemessener Mietpreissteigerungen 
könnte auch nicht von den Vorschriften des Wohn- 
raum-Kündigungsschutzgesetzes — unterstellt, daß 
ihre Geltung über den 31. Dezember 1974 hinaus 
verlängert wird — gebannt werden. Nach diesen 
Vorschriften kann der Vermieter unter bestimmten 
Voraussetzungen die Miete bis zur ortsüblichen Ver- 
gleichsmiete erhöhen. Weil schon viele zehntau- 
sende Alt- und Neubauwohnungen in Hamburg und 
München mietpreisbindungsfrei sind und weil zudem 


die Mieterhöhimgsvorschriften des Wohnraum-Kün- 
digungsschutzgesetzes nicht für die Begründung 
eines Mietverhältnisses gelten und auch nicht die 
Vereinbarung einer die ortsübliche Vergleichsmiete 
übersteigenden Miete im Einzelfall ausschließen, 
wäre ein unangemessen starkes Steigen oder sogar 
ein „Hochschaukeln" der heute noch vergleichsweise 
niedrigen preisgebundenen Mieten die sichere Folge 
einer Aufhebung der Mietpreisbindung. 

Höhere Mieten bei Altbauwohnungen und steuer- 
begünstigten Neubauwohnungen sind von der Woh- 
nungsmarktlage her erzielbar. In Hamburg und Mün- 
chen besteht kein ausgeglichener Wohnungsmarkt. 
Die Nachfrage vor allem nach preisgünstigen Woh- 
nimgen ist noch wesentlich höher als das Angebot an 
solchen Wohnungen. Neben der Deckimg des Nach- 
holbedarfs ist zu berücksichtigen, daß in jedem Jahr 
neuer Wohnungsbedarfs entsteht, ausgelöst vor al- 
lem durch Eheschließungen und den Abgang nicht 
mehr erhaltungswürdiger Altbausubstanz. 

Aus den genannten Gründen ist die Verlängerung 
der Mietpreisbindung um weitere drei Jahre bis zum 
31. Dezember 1977 dringend geboten. 


ZuArt.ikel2 

Zehntes Bundesmietengesetz 

Artikel 2 läßt für den Zeitraum der Verlängerung 
der Mietpreisbindung eine Erhöhung der Grund- 
miete für den preis gebunden bleibenden Altwohn- 
raum von 15 vom Hundert — das sind im Schnitt 
5 vom Himdert je Jahr — ab 1. Januar 1975 zu. Nä- 
here Einzelheiten werden im Zehnten Bundesmieten- 
gesetz geregelt. § 2 des Zehnten Bundesmietengeset- 
zes entspricht dem § 2 des Neunten Bundesmieten- 
gesetzes vom 30. Oktober 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2054). Nach dieser Vorschrift kann eine über den 
§ 1 des Zehnten Bundesmietengesetzes hinausge- 
hende Mieterhöhung aufgrund einer besonderen Er- 
tragsberechnung von der Preisbehörde genehmigt 
werden. Die Landesregierung ist ermächtigt, hierfür 
nähere Ausführungs vor Schriften zu erlassen. Der In- 
halt dieser -Ermächtigung wird in § 2 Abs. 2 näher 
konkretisiert. 


ZuArtikel3 

Sdilußvorschriften 

§ 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 2 bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung hat Verständnis für die Erwä- 
gungen, die der vorgeschlagenen nochmaligen Ver- 
längerung der Mietpreisbindung für Hamburg und 
Stadt sowie Landkreis München zugrunde liegen, ins- 
besondere im Hinblick auf die Befürchtung, daß nach 
der Mietpreisfreigabe durch die Anhebung der Mie- 
ten bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete sich in man- 
chen Fällen übermäßige Mietsteigerungen ergeben 
könnten. Zur Vermeidung einer solchen Entwicklung 
erscheint es jedoch nicht erforderlich, durch ein er- 
neutes Verlängerungsgesetz den Termin für die Be- 
endigung der Mietpreisbindung nochmals hinauszu- 
schieben und die im übrigen Bundesgebiet geltenden 
mietpreisrechtlichen Regelungen des Wohnraum- 
kündigungsschutzgesetzes nicht zu übernehmen. 

Das bis zum 31. Dezember 1974 befristete Wohn- 
raumkündigungsschutzgesetz, das die Mieter vor 
ungerechtfertigten Kündigungen und unangemesse- 
nen Mieterhöhungen schützt und sich bewährt hat, 
soll nach dem von der Bundesregierung eingebrach- 


ten Entwurf eines Zweiten Gesetzes über den Kün- 
digungsschutz für Mietverhältnisse über Wohnraum 
als Dauerrecht ausgestaltet werden. Im Interesse 
einer einheitlichen Rechtsgestaltung für das ganze 
Bundesgebiet sollte das neue Recht daher ab 1, Ja- 
nuar 1975 grundsätzlich auch für München und Ham- 
burg, hier allerdings mit einer Übergangsregelung 
übernommen werden, die die befürchteten Auswir- 
kungen ausschließt. Hierzu könnte im Zweiten 
Wohnraumkündigungsschutzgesetz eine Bestimmung 
getroffen werden, die Erhöhungen nach dem Ver- 
gleichsmietenverfahren für die Dauer von zwei Jah- 
ren auf einen noch zu bestimmenden Prozentsatz der 
bisherigen Miete begrenzt. 

Die Bundesregierung schlägt daher vor, eine solche 
Regelung, die dem Vorschlag des Bundesrate's sach- 
lich weitgehend Rechnung trägt, im Laufe des weite- 
ren Gesetzgebungsverfahrens über das Zweite 
Wohnraumkündigungsschutzgesetz vorzunehmen. 
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